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Ein Staat bricht zusammen: 
Staatsgelder wurden einge-
froren, Hilfsgelder gekürzt, 

Sanktionen nur begrenzt zu huma-
nitären Zwecken erleichtert. Die 
Staatsbediensteten erhalten keine 
Gehälter, grundlegende Dienstleis-
tungen werden nicht erbracht, der 
Finanzsektor ist gelähmt. Die Wirt-
schaft befindet sich im freien Fall. 
Der Staat hat einen plötzlichen Ver-
lust von 43 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts erlitten. Geht die-
se Entwicklung ungebremst weiter, 
werden nach der Übernahme des 
Landes durch die Taliban Hunger 
und Elend mehr Afghan(inn)en tö-
ten als Bomben und Kugeln der ver-
gangenen zwei Jahrzehnte. Der af-
ghanische Staat steht am Rande des 
völligen Zusammenbruchs und die 
UNO warnt, dass sich im Land die 
schlimmste humanitäre Katastro-
phe der Welt entwickelt.

Kriegswirtschaft,  
Kollaps, Verantwortung

Wenn eine Kriegswirtschaft zusam-
menbricht, sind die Anpassungen 
immer schwierig, vor allem, wenn 
die Ernten ausfallen, wie im Jahr 
2021. Die Taliban waren in der Lage, 
einen Aufstand zu organisieren. Eine 
moderne Wirtschaft zu führen, kön-
nen sie derzeit nicht. Die Entschei-
dung der internationalen Geber, alle 
Hilfe außer der Nothilfe einzustel-

len, müssen diese überprüfen und 
sich ihrer Verantwortung stellen. 
Schließlich ist der wirtschaftliche 
Schock in Afghanistan eine Folge 
davon, dass die Geber seit dem Jahr 
2001 einen extrem von Hilfe abhän-
gigen Staat aufgebaut und nach der 
Machtübernahme der Taliban diese 
Hilfe drastisch gekürzt haben. Vor 
dem Abzug der US-amerikanischen 
und internationalen Truppen waren 
praktisch alle wesentlichen staatli-
chen Funktionen von den Geldern 
der Geber abhängig. Mit dem Ab-
zug der Truppen brach die politische 
Ordnung Afghanistans zusammen. 
Sofort verweigerten die Geber die 
direkte Zusammenarbeit mit dem 
Taliban-Regime und strichen die 
Gelder, mit denen die Gehälter der 
Staatsbediensteten und andere Ko-
sten der staatlichen Einrichtungen 
bezahlt worden waren. Sie froren 
das afghanische Staatsvermögen ein 
und ließen zu, dass bereits bestehen-
de Sanktionen gegen die Taliban de 
facto zu Sanktionen gegen die afgha-
nische Regierung wurden.

Aktuell leisten die Geber humani-
täre Soforthilfe. Sie reicht aber nicht 
aus, um die humanitäre und wirt-
schaftliche Krise aufzuhalten. Die 
menschliche Not ist jetzt schon im-
mens. In den Wintermonaten sind 
über Hunderttausende Tote und 
Szenen der völligen Entbehrung 
zu erwarten. Solche Verheerungen 

sind Folgen einer Isolationspoli-
tik der Geber, weil sie damit rech-
nen, dass die Wähler/-innen in ih-
ren Ländern auf Schlagzeilen über 
Hilfsgelder negativ reagieren wür-
den. Bisher folgen die USA dem 
Beschluss, dass kein einziger Cent 
für Programme ausgegeben werden 
darf, die die neue Regierung mate-
riell unterstützen, auch keine Mäd-
chenschulen. Die tragische Reali-
tät: Ein Großteil der Katastrophe, 
die sich jetzt in Afghanistan abspielt, 
wäre mit anderen Entscheidungen 
der Geber nicht eingetreten.

Natürlich gibt es Argumente, die für 
eine Ablehnung der Taliban spre-
chen. Die USA und andere hatten 
die Taliban über mehrere Jahre hin-
weg wiederholt gewarnt, dass eine 
Machtübernahme mit militärischen 
Mitteln anstelle einer politischen 
Lösung sie zu einem Pariaregime 
machen würde, dem es an Ressour-
cen mangeln wird. Die Taliban ha-
ben ein Gebiet mit Millionen von 
schutzbedürftigen Menschen ero-
bert. Jahrzehntelange Investitionen 
haben sich dabei in Rauch aufgelöst, 
und zugleich lässt sich die Inkompe-
tenz der Regierungsführung der Ta-
liban beobachten. Die Geber können 
so zum Schluss kommen, dass ihr 
Geld an anderer Stelle besser auf-
gehoben ist – zum Beispiel bei den 
Bemühungen, den Nachbarstaaten 
bei der Bewältigung des Zustroms 
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Nach der Machtübernahme durch die Taliban im August haben die internationalen Geber 
die Hilfe für Afghanistan bis auf die Soforthilfe eingestellt. Wenige Monate später bricht 
der Staat zusammen, es droht eine humanitäre Katastrophe. Die International Crisis 
Group schlägt vor, die öffentliche Grundversorgung wiederherzustellen und die Geber 
sollten notgedrungen mit dem Staat zusammenarbeiten.
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von Migrant(inn)en zu helfen. Um-
gekehrt tragen die Taliban eine en-
orme Verantwortung dafür, dass sie 
keine Maßnahmen ergriffen haben, 
die es den Gebern ermöglichen wür-
den, mit ihnen zusammenzuarbeiten 
– etwa die Bildung einer repräsen-
tativen Regierung und die Achtung 
der Menschenrechte, einschließlich 
des Rechts der Mädchen auf Bil-
dung.

Eine wirtschaftliche Strangulierung 
wird die Politik der Taliban aller-
dings kaum ändern, sondern über-
wiegend die Schwächsten in der af-
ghanischen Gesellschaft treffen. 
Frühere Sanktionen zielten darauf 
ab, den Taliban-Aufstand zu schwä-
chen, was nicht gelang. Nun dro-
hen die Sanktionen den öffentlichen 
Sektor Afghanistans zu zerschlagen 
und die Wirtschaft zu ersticken. Die 
USA, der UN-Sicherheitsrat und an-
dere Instanzen sollten ihre Sankti-
onen ändern oder klarer auslegen, 
um zu vermeiden, dass sie sich gegen 
die gesamte Regierung oder die ge-
samte Wirtschaft richten. Ausnah-
men sind erforderlich für Bereiche 
wie Entwicklungshilfe, Bankge-
schäfte, Überf luggebühren, Strom-
käufe und den regulären Handel. 
Die internationalen Akteure müssen 
Wege finden, um bei der Wieder-
herstellung wichtiger öffentlicher 
Dienstleistungen mit den Taliban 
zusammenzuarbeiten.

Die Folgen der Sanktionspolitik 
sind sichtbar: wachsende Gefahr von 
Hungersnöten, zunehmende Migra-
tion, wachsende Bedrohung durch 
Terrorismus und ein steigendes An-
gebot an illegalen Drogen. Die Las-
ten des sozialen Zusammenbruchs 
treffen Frauen und andere schwache 
Mitglieder der Gesellschaft am stär-
ksten, während die Taliban selbst 
sich ihres Sieges sicher sind und die 
Schattenwirtschaft bequem kon-
trollieren. Eine steigende Zahl von 
Menschen versucht aus dem Land 
zu f liehen, eine neue Migrationskri-
se droht. Welchen Druck die Welt 

auch immer auf die Taliban ausübt, 
sie scheinen in der Lage zu sein, ihn 
auf absehbare Zeit zu ertragen. In 
der Zwischenzeit spürt die Bevölke-
rung die Last.

Unterstützung des Staates

Es gibt einen besseren Weg. Die Ge-
ber sollten staatliche Institutionen in 
Afghanistan bei der Bereitstellung 
grundlegender Dienstleistungen 
unterstützen: in der Gesundheits-
versorgung, der Bildung und im 
Aufbau eines soliden Finanzsys-
tems. Es klingt befremdlich, aber 
die Geber sollten mit dem Staats-
apparat zusammenarbeiten, um 
dessen grundlegende Funktionen 
zu erhalten. Ohne Zweifel eine Zu-
sammenarbeit mit Zähneknirschen, 
da die politischen Kosten beträcht-
lich wären. Die Geber müssten still-
schweigend akzeptieren, dass einige 
afghanische Ministerien von aus-
gewiesenen Terroristen kontrolliert 
werden. Es ist jedoch zu beachten, 
dass in den mittleren Rängen des öf-
fentlichen Dienstes in Afghanistan 
viele Beamte auf ihren Posten ver-
blieben sind und mit Unterstützung 
der Geber ihre Arbeit schnell wieder 
aufnehmen könnten. 

Wie könnte eine solche Unterstüt-
zung konkret aussehen? Die Welt-
bank, der Internationale Währungs-
fonds und andere internationale 
Finanzinstitutionen sollten sich en-
gagieren, um wichtige Dienstlei-
stungen aufrechtzuerhalten. Ein 
guter Anfang wäre die Auszah-
lung der zurückgehaltenen 1,5 Mil-
liarden US-Dollar aus dem Treu-
handfonds der Weltbank für den 
Wiederaufbau Afghanistans. Die 
Finanzierung des Gesundheitswe-
sens ist unumstritten. Zusätzlich 
zu den Gesundheitsprogrammen 
müssten Hilfsprogramme für Bil-
dung, Ernährungssicherheit, Ba-
sisinfrastruktur und zur Sicherung 
der Lebensgrundlagen auf dem Land 
wiederbelebt werden. Dies erfordert 
unter anderem die Finanzierung der 

Gehälter der in der Verwaltung Tä-
tigen. 

Die US-Regierung und ihre Verbün-
deten sollten außerdem Wege fin-
den, die Liquidität der Regierung 
bei Devisen herzustellen. Im Ideal-
fall würden die USA grünes Licht für 
die schrittweise Rückgabe der ein-
gefrorenen Reserven geben, um un-
beabsichtigte Auswirkungen zu ver-
meiden. Der Zentralbank wäre es so 
möglich, die afghanische Währung 
zu regulieren und US-Dollar-Auk-
tionen durchzuführen. Ist die Re-
gierung Biden dazu nicht bereit, 
könnten Währungsswaps unter Auf-
sicht der Weltbank oder einer UN-
Agentur als Zwischenlösung dienen. 
Solche Lockerungen würden zumin-
dest das Tempo der Krise verlangsa-
men. Angesichts der Wintermonate 
hängt das Schicksal von Millionen 
Afghan(inn)en vom Überleben ihres 
Staates ab.
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